
318 Gesetzblatt Teil I Nr. 17 — Ausgabetag: 23. April 1975

VII.
Pflichten und Rechte der Strafgefangenen

§25
Verpflegung und Bekleidung

(1) Strafgefangene erhalten entsprechend einer Grundnorm 
Gemeinschaftsverpflegung, bestehend aus 3 Mahlzeiten täg­
lich. Bei ärztlicher Anordnung erfolgt die Verpflegung nach 
gesonderten Festlegungen. Die Zusammensetzung und der 
Nährwert der Verpflegung sind ärztlich zu kontrollieren.

(2) Die in den volkseigenen Betrieben und ihnen gleich­
gestellten Einrichtungen außerhalb von Strafvollzugseinrich­
tungen zur Arbeit eingesetzten oder in der Berufsausbildung 
befindlichen Strafgefangenen erhalten im Rahmen der für sie 
geltenden Verpflegungsnormen ein Werkküchenessen.

(3) Strafgefangene erhalten der Jahreszeit entsprechende 
Strafvollzugsbekleidung. Arbeitsschutzbekleidung und Ar­
beitsschutzmittel sind nach den geltenden Rechtsvorschriften 
zur Verfügung zu stellen.

§26
Medizinische Betreuung

(1) Für die medizinische Betreuung und Behandlung Straf­
gefangener, die Gesundheitserziehung, die Einhaltung der 
Grundsätze der Hygiene und den Infektionsschutz gelten die 
allgemeinen Rechtsvorschriften.

(2) Die ambulante und stationäre medizinische Betreuung 
und Behandlung erfolgt in den medizinischen Einrichtungen 
des Strafvollzuges. In besonderen Fällen kann sie in Einrich­
tungen des staatlichen Gesundheitswesens durchgeführt wer­
den.

(3) Zur Verhinderung oder Beseitigung eines lebensbedroh­
lichen Zustandes kann die medizinische Behandlung oder der 
notwendige medizinische Eingriff auch ohne Zustimmung des 
betreffenden Strafgefangenen vorgenommen werden. Der Ge­
sundheitszustand dieser Strafgefangenen ist täglich durch den 
Arzt zu kontrollieren. Über die Kontrolle und alle medizini­
schen Maßnahmen ist Nachweis zu führen.

(4) Wird bei einer Strafgefangenen eine Schwangerschaft 
festgestellt, sind alle gesetzlich geforderten medizinischen Un­
tersuchungen und Anordnungen durchzuführen. Besteht der 
Wunsch auf eine Schwangerschaftsunterbrechung, so sind auf 
der Grundlage des Gesetzes vom 9. März 1972 über die Unter­
brechung der Schwangerschaft (GBl. I Nr. 5 S. 89) die entspre­
chenden Maßnahmen einzuleiten.

§27
Vergütung der Arbeitsleistungen

(1) Die Vergütung der Arbeitsleistungen gemäß § 47 Ziff. 2 
SVWG erfolgt unabhängig von der Gewährleistung einer an­
gemessenen Verpflegung, Unterbringung, Ausstattung und der 
den sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen entspre­
chenden medizinischen Betreuung.

(2) Die Strafvollzugseinrichtung vergütet die Arbeitsleistun­
gen differenziert nach Straf- und Vollzugsarten und in Abhän­
gigkeit von der Erfüllung der Leistungskennziffem. Mit Aus­
nahme der zu Haftstrafe oder Jugendhaft Verurteilten ist Be­
rechnungsgrundlage der Betrag, den Werktätige als Nettolohn 
bzw. Nettolehrlingsentgelt für die gleiche Arbeit erhalten wür­
den. Beim Vollzug der Haftstrafe und der Jugendhaft erfolgt 
die Vergütung nach Tagessätzen.

(3) Im Interesse der Erziehung der Strafgefangenen zur 
Wahrnehmung ihrer Verantwortung gegenüber Unterhaltsbe­
rechtigten wird bei Bestehen laufender Unter haltsverpf lieh - 
tungen der zu zahlende Unterhalt vor der Berechnung der 
Vergütung von der Berechnungsgrundlage abgesetzt.

(4) Bei vorübergehender Unterbrechung des Arbeitseinsat­
zes infolge ärztlich bescheinigter Arbeitsunfähigkeit wegen 
Krankheit, Arbeitsunfall oder Berufskrankheit sowie Quaran­

täne wird Vergütung weiter gewährt, sofern die Arbeitsun­
fähigkeit nicht vorsätzlich durch den Strafgefangenen herbei­
geführt wurde. Berechnungsgrundlage der Vergütung bei Ar­
beitsunfähigkeit sind die Geldleistungen, die Werktätige nach 
den allgemeinen Rechtsvorschriften bei vorübergehender Ar­
beitsunfähigkeit erhalten würden.

(5) Prämien gemäß § 34 Abs. 2 Ziff. 4 SVWG sowie nach 
den einschlägigen Rechtsvorschriften zu zahlende Prämien für 
Materialeinsparungen sowie die Vergütung für Neuerervor­
schläge erhalten die Strafgefangenen in voller Höhe.

§28
Verwendung von Vergütungen und Prämien

(1) Vergütungen und Prämien stehen den Strafgefangenen 
zur Verfügung für

a) die Ansammlung einer Rücklage zur finanziellen Unter­
stützung der Wiedereingliederung in das gesellschaftliche 
Leben entsprechend den voraussichtlichen Wiedereinglie­
derungsbedingungen,

b) die Abzahlung finanzieller Verpflichtungen,
c) den Einkauf von Waren und Gegenständen des persön­

lichen Bedarfs, den Bezug von Tageszeitungen, Büchern 
und anderen Publikationen sowie für Geschenke und Zu­
wendungen für ihre Angehörigen.

(2) Den Strafgefangenen stehen für den Einkauf gemäß 
Abs. 1 in Abhängigkeit von der Höhe der Vergütung der Ar­
beitsleistungen monatlich in der
— erleichterten Vollzugsart bis zu 55 M,
— allgemeinen Vollzugsart bis zu 42 M,
— strengen Vollzugsart bis zu 29 M,
— verschärften Vollzugsart bis zu 20 M
zur Verfügung. Dieser Betrag erhöht sich um den Prozentsatz 
der Übererfüllung der vorgegebenen Leistungskennziffern und 
um gewährte Zuschläge für Arbeitserschwernisse. Der Leiter 
der Strafvollzugseinrichtung legt fest, welcher Anteil aus Prä­
mien und Vergütungen gemäß § 27 Abs. 5 Strafgefangenen un­
abhängig von den vorgenannten Höchstsätzen für den Einkauf 
gewährt wird.

(3) Strafgefangene haben finanzielle Verpflichtungen im 
Rahmen ihrer Vergütung auch unter Einschränkung der für 
die Verwendung gemäß Abs. 1 Buchst, c zur Verfügung 
stehenden Mittel abzuzahlen. Bei Vorliegen mehrerer finan­
zieller Verpflichtungen entscheidet der Leiter der Strafvoll­
zugseinrichtung über die Rangfolge ihrer Erfüllung entspre­
chend dem Charakter der einzelnen Verpflichtungen und ihrer 
gesellschaftlich notwendigen Vorrangigkeit. Die Zwangsvoll­
streckung in die Vergütung ist ausgeschlossen.

(4) Strafgefangene, die ohne ihr Verschulden arbeitsunfähig 
sind und deshalb keine Vergütung erhalten, können monatlich 
von ihren Angehörigen in der
— erleichterten Vollzugsart bis zu 45 M,
— allgemeinen Vollzugsart bis zu 30 M,
— strengen Vollzugsart bis zu 20 M,
— verschärften Vollzugsart bis zu 15 M
für den Einkauf gemäß Abs. 1 Buchst, c empfangen. Anstelle 
des Geldes kann auf Antrag monatlich ein Paket zum glei­
chen Wert übersandt werden.

Zahlung von Unterhalt
§29

(1) Unterhaltsberechtigte von im Arbeitseinsatz stehenden 
Strafgefangenen erhalten durch die Strafvollzugseinrichtung 
laufenden monatlichen Unterhalt entsprechend dem Familien­
gesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik vom 
20. Dezember 1965 (GBl. I 1966 Nr. 1 S. 1) und anderen Rechts­
vorschriften.

(2) Die Höhe des Unterhalts ist abhängig von der monat­
lichen Arbeitsleistung des unterhaltspflichtigen Strafgefange-


